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14o/o höhere Steuern für den
Mittelstand ¡nzur Ch?
Wir bezahlen, Grossaktionäre profitieren! Jetzt reichts!

NEIN zum Unternehmenssteuer-Bsch iss

SO NICHT!
Zürich ist so lebenswert, weil wir in
unsere Stadt investieren, in den öffent-
lichen Verkehr, in Krippenplätze, in die
Kultur, in bezahlbare Wohnungen, in die
lnfrastruktur. Davon profitieren Bevölke-
rung und Unternehmen, und das wollen
wir auch in Zukunft tun. Doch die mas-
siven Steuerausfälle, die uns mit der
Unternehmenssteuerreform ll I drohen, stel-
len dies in Frage.

Nötige Anpassung
Lange hat die Schweiz mit einem inter-
national zunehmend geächteten Steuer-

regime Firmen
angelockt, lm
Ausland erwirt-
schaftete Ge-
winne von soge-
nannten Status-
gesellschaften
können in die
Schweiz trans-
feriert werden,
und die Be-

steuerung ist dann tiefer als im Herkunfts-
land. Das ist doppelt ungerecht, weil es
anderen Ländern zum Nachteil gereicht
und die inländischen Firmen benach-
teiligt. Diese können nämlich vom tiefe-
ren Steuersatz der Statusgesellschaften
nicht profitieren. Dass dieses ungerecht-
fertigte Steuerregime abgeschafft wird, ist
richtig.

Neue Steuerschlupf löcher
Was Bund und Kanton Zurich nun aber
als Alternative vorlegen, ist nicht im lnter-
esse der Bevölkerung. lndem Bund und
Kanton die Steuern für Firmen gene-
rell senken und zugleich neue Steuer-
schlupflöcher wie die zinsbereinigte
Gewinnsteuer schaffen, entgehen den
öffentlichen Haushalten Milliarden. Bund,
Kantone und Gemeinden werden die
Ausfälle bei den Unternehmenssteuern
entweder decken müssen, indem sie die
Steuern fur die Bevölkerung erhöhen,
oder aber sie müssen öffentliche Leistun-
gen abbauen.

Es drohen 300 Millionen Franken
Steuerausfälle
Die Steuerreform trifft Zürich besonders.
Hier haben viele Unternehmen ihren Sitz,
und darum fallen die Steuerausfälle be-
sonders ins Gewicht, ln der Stadt Zürich
rechnen wir mit jährlich 300 Millionen
Franken Steuerausfällen. Das ist schlicht
zu viel. Bund und Kanton mögen beteu-
ern, die Ausfälle würden kompensiert, das
trifft aber nicht zu. Weder entschädigt der
Bund die Kantone vollumfänglich, noch
tut dies der Kanton Zürich gegenüber den
Städten und Gemeinden. Die absehbaren
massiven Steuerausfälle sind weder im ln-
teresse der Stadt noch in jenem ihrer Be-
völkerung.
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Von Corine Mauch

Stadtpräsidentìn


